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a. A. andere Ansicht 

Abs. Absatz 

Art. Artikel 

AW-Prax Außenwirtschaftliche Praxis 

BFH Bundesfinanzhof 

Buchst. Buchstabe 

BVerwG Bundesverwaltungsgericht 

bzw. beziehungsweise 

Der Zoll-Profi! Der Zoll-Profi! – Export * Import * Steuern 

DHL DHL Hub Leipzig GmbH 

ebd. ebenda 

EU Europäische Union 

EuGH Gerichtshof der Europäischen Union 

Eurogate Eurogate Distribution GmbH 

EUSt Einfuhrumsatzsteuer 

EU-UStB EU-Umsatz-Steuerberater 

FedEx Federal Express Corporation Deutsche Nie-
derlassung 

ff. fortfolgende 

FG Finanzgericht 

gem. gemäß 

HZA Hauptzollamt 

i.d.F. in der Fassung 

i.S.d. im Sinne der 

i.V.m. in Verbindung mit 

jurisPR-SteuerR juris PraxisReport Steuerrecht 

Kap. Kapitel 

MwStR Mehrwertsteuerrecht (Zeitschrift) 

MwStSystRL Richtlinie 2006/112/EG des Rates 
vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersys-
tem 

Nr. Nummer 

o. g.  oben genannten 

R.T. Kläger vom EuGH-Urteil vom 8.9.2022, C-
368/21 

Rn. Randnummer 

S. Seite 

Sechste Richtlinie Sechste Richtlinie des Rates 
vom 17. Mai 1977 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 
- 
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: ein-
heitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund-
lage 

SVR Straßenverkehrsrecht (Zeitschrift) 

u.a. unter anderem 

UR UmsatzsteuerRundschau 

Urt. Urteil 
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UStB Umsatz-Steuer-Berater 

USt-DV  Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

UStG Umsatzsteuergesetz 

UZK Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates 
vom 9. Oktober 2013 
zur Festlegung des Zollkodex der Union 

v. vom 

vgl. vergleiche 

Wallenborn Wallenborn Transports SA 

z.B. zum Beispiel 

ZfZ Zeitschrift für Zölle und Verbrauchsteuern 

ZK Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften 

ZK-IA Durchführungsverordnung zur Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Ok-
tober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften 
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1. Einleitung 

„Entstehung der Zollschuld = Entstehung der EUSt“1 – eine in den 

letzten Jahren vielfach umstrittene Formel im Einfuhrumsatzsteuer-

recht. Im Hinblick darauf bedarf es vor den deutschen Gerichten seit 

Jahren immer wieder der Klärung von Rechtsstreits hinsichtlich der 

Einfuhrumsatzsteuerentstehung. Im Kern geht es dabei um die 

Frage, was eine „Einfuhr im Inland“ gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG vo-

raussetzt und wo sich demensprechend der Ort und Zeitpunkt der 

Einfuhrumsatzsteuerentstehung befindet. In diesem Zusammen-

hang gab es in der vergangenen Zeit verschiedene Vorabentschei-

dungsverfahren vor dem EuGH. In seiner Rechtsprechung hat er 

über die Auslegung von wichtigen Normen der Mehrwertsteuersys-

temrichtlinie entschieden. Dabei sind diese Regelungen Grundlage 

für eine richtlinienkonforme Auslegung des § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG 

und somit entscheidend für die Bestimmung des Begriffs „Einfuhr 

im Inland“.2 

So wandte sich auch das FG Hamburg mit einem Vorabentschei-

dungsersuchen zur Auslegung der Art. 30 und 60 MwStSystRL am 

02. Juni 2021 an den EuGH.3 Im vorliegenden Fall erging ein 

Rechtsstreit zwischen R.T. und dem HZA Hamburg wegen der Er-

hebung der EUSt auf ein Fahrzeug.4 Der in Deutschland ansässige 

R.T. erwarb im Januar 2019 ein Fahrzeug in Georgien und ließ es 

dort zu. Im März desselben Jahres fuhr er mit dem Fahrzeug von 

Georgien nach Deutschland, wobei er dieses in Bulgarien unter Ver-

stoß gegen das Zollrecht in das Gebiet der Europäischen Union ver-

brachte.5 Aufgrund dessen stellte sich für das FG Hamburg die 

Frage, ob die deutsche Behörde zuständig ist für die Erhebung der 

EUSt.6 Insbesondere ging es somit um die Klärung des Ortes der 

Einfuhrumsatzsteuerentstehung. Dabei war fraglich, ob das Fahr-

zeug bereits in Bulgarien als umsatzsteuerrechtlich eingeführt galt, 

da dort der zollrechtliche Verstoß begangen wurde und es erstmals 

in der Union als Transportmittel verwendet wurde. Oder ob die um-

satzsteuerrechtliche Einfuhr erst in Deutschland vorlag, wo R.T., der 

den zollrechtlichen Pflichtverstoß begangen hatte, ansässig ist und 

das Fahrzeug nutzt.7 Der EuGH beantwortete diese Frage in sei-

nem Urteil vom 08.09.22 - C-368/21. 

Im Folgenden wird die erlassene Rechtsprechung des EuGH zur 

EUSt analysiert, die Grundlage für das Urteil vom 08.09.22 - C-

368/21 ist. Damit sollen die Voraussetzungen für das Vorliegen 

                                            
1 Thaler, ZfZ 2019, S. 358. 
2 Vgl. Kock/Focke/Schulte, Allgemeines Zollrecht, S.176. 
3 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 1. 
4 Vgl. ebd., Rn. 2. 
5 Vgl. ebd., Rn. 10. 
6 Vgl. ebd., Rn. 14. 
7 Vgl. ebd., Rn. 22. 
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einer „Einfuhr im Inland“ gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG bestimmt wer-

den und mithin geklärt werden, wann die EUSt entsteht. 

 

 

2. Auslegung des Tatbestandsmerkmals „Ein-

fuhr im Inland“ mithilfe der MwStSystRL 

Für einen steuerbaren Umsatz gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG ist neben 

dem Vorliegen eines Gegenstandes weiteres Tatbestandsmerkmal 

die „Einfuhr im Inland“. Im Umsatzsteuergesetz befindet sich keine 

weitere Definition dieser Einfuhr, da sich das Gesetz aber im Rah-

men der MwStSystRL bewegen muss, kann die Richtlinie zur Aus-

legung des Begriffs herangezogen werden.8 In Art. 2 Buchst. d 

MwStSystRL wird unionsrechtlich die Besteuerung der Einfuhr von 

Gegenständen bestimmt. 

 

 

2.1  Frühere Rechtsauffassung 

Bis zum Erlass des Eurogate-II-Urteils vom EuGH vom 02.06.20169 

herrschte in Deutschland überwiegend eine inzwischen überholte 

Auffassung zur Begriffsbestimmung „Einfuhr im Inland“ und vom 

Verhältnis zwischen Zoll und EUSt. Der österreichische Verwal-

tungsgerichtshof teilte die deutsche Ansicht und formulierte es prä-

zise: Die EUSt wird erhoben „[…] mit dem Zoll durch den Zoll wie 

ein Zoll“10. Dementsprechend wurde die EUSt als eine Form von 

Zoll verstanden und es wurde angenommen, dass sie automatisch 

mit der Zollschuld entsteht. Das heißt, es wurde nicht separat ge-

prüft, ob der Steuertatbestand der Einfuhr gem. Art. 30, 70, 71 

MwStSystRL vorliegt, sondern es wurde geschlussfolgert, dass mit 

einer Zollschuldentstehung gem. Art. 201 ff. ZK ein Einfuhrumsatz 

vorliegt. Dabei hatte die Mehrheit das Tatbestandsmerkmal „im In-

land“, auch i.S.d. MwStSystRL, als Überführung in den zollrechtlich 

freien Verkehr gem. Art. 201 UZK verstanden. Grund war der damit 

einhergehende Statuswechsel.11  

Die deutschen Finanzbehörden sahen sich durch die Entscheidung 

Harry Winston12 in ihrer Auffassung der zwingenden Entstehung der 

EUSt bei einer Zollschuldentstehung bestätigt. In dem Urteil stellte 

der EuGH klar, dass sowohl Zoll als auch EUSt durch die Einfuhr in 

die Union und die anschließende Überführung in den 

                                            
8 Vgl. Schulmeister in: Witte/Wolffgang, Lehrbuch des Zollrechts, S. 701, Rn. 
G4000. 
9 Vgl. EuGH, Urt. v. 02.06.2016 – C-226/14 und C-228/14. 
10 Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III.,1 (zitiert 
nach Vwslg F/1982). 
11 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III.,1. 
12 Vgl. EuGH, Urt. v. 11.07.2013 – C-273/12, Rn. 41. 
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Wirtschaftskreislauf entstehen.13 Diesen Gleichlauf sah der EuGH 

auch in der Ermächtigung von Art. 71 Abs. 1 UAbs. 2 MwStSystRL 

belegt: Danach können der Steuertatbestand und die Entstehung 

des Steueranspruchs der EUSt mit dem Tatbestand und der Entste-

hung des Anspruchs bei Zöllen verknüpft werden.14 Im nationalen 

Recht wurde diese Ermächtigung für die Einfuhrumsatzsteuerent-

stehung in §§ 13 Abs. 2, 21 Abs. 2 UStG umgesetzt. Demnach gel-

ten die Vorschriften der Zölle sinngemäß. Entsprechend der alten 

Rechtsauffassung wurde diese Norm als „[…] umfassende General-

regel für die Anwendung des materiellen und verfahrensrechtlichen 

Zollrechts […]“15 auf die EUSt verstanden. Denn Art. 71 Abs. 1 

UAbs. 2 MwStSystRL wurde auch in der Hinsicht ausgelegt, dass 

die EUSt automatisch bei einer Zollschuldentstehung anfällt, unab-

hängig davon, ob die „Einfuhr im Inland“ als Besteuerungsgegen-

stand vorliegt.16 

Dementsprechend bekräftigte der EuGH die alte Rechtsauffassung 

beispielsweise mit seinem Urteil vom 15.04.201417, indem er die An-

sicht vertrat, dass ebenso bei einer Zollschuldentstehung nach 

Art. 204 ZK die EUSt zwangsläufig entsteht.18 Währenddessen be-

zeichnete der BFH die mögliche Voraussetzung des Eingangs in 

den Wirtschaftskreislauf für die Einfuhrumsatzsteuerentstehung als 

„abwegig“19. Er stellte wiederholt klar, dass durch die sinngemäße 

Anwendung der Zollvorschriften für die EUSt die Entstehung der 

EUSt an die Zollschuld gekoppelt ist.20 

 

 

2.2  Neudefinition der Einfuhr gemäß Art. 30 MwSt-

SystRL 

Mit dem Eurogate-II-Urteil des EuGH vom 02.06.2016 und der sich 

anschließenden Rechtsprechung des Gerichtshofes hat sich ein 

neues Verständnis für das Vorliegen einer Einfuhr gem. Art. 2 

Abs. 1 Buchst. d und Art. 30 MwStSystRL entwickelt.21 

 

 

2.2.1 Verbringen ins Inland und Integration in den Wirt-

schaftskreislauf 

Nach der neu herrschenden Rechtsauffassung müssen für das Vor-

liegen einer Einfuhr gem. Art. 2 Abs. 1 Buchst. d und Art. 30 

                                            
13 Vgl. Vobbe, MwStR 2017, S. 577, 578. 
14 Vgl. EuGH, Urt. v. 11.07.2013 – C-273/12, Rn. 41. 
15 Weymüller, MwStR 2016, S. 491. 
16 Vgl. Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 331, 332. 
17 Vgl. EuGH, Urt. v. 15.04.2014 – C-480/12, Rn. 54, 55. 
18 Vgl. Vobbe, MwStR 2016, S. 624. 
19 BFH, Urt. v. 22.02.2012 – VII B 17/11, Rn. 7. 
20 Vgl. ebd., Rn. 7. 
21 Vgl. Thaler, Jan, ZfZ 2019, S. 359. 
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MwStSystRL zwei Voraussetzungen erfüllt sein. Zum einen muss 

der Gegenstand, wie es sich aus dem Wortlaut des Art. 30 MwSt-

SystRL ergibt, in das Mehrwertsteuergebiet verbracht werden. Das 

heißt, er muss sich tatsächlich körperlich im Mehrwertsteuergebiet 

der EU befinden.22 Nach dem nationalen Umsatzsteuerrecht defi-

niert sich das deutsche Mehrwertsteuergebiet gem. § 1 Abs. 2 

UStG. 

Zum anderen hat der EuGH in seiner Rechtsprechung das unge-

schriebene Tatbestandsmerkmal der Integration in den Wirtschafts-

kreislauf der Union festgelegt.23 In seinem Urteil vom 18.05.201724 

stellte er klar, dass die EUSt als Umsatzsteuer eine Verbrauchs-

teuer ist gem. Art. 1 Abs. 2 UAbs. 1 MwStSystRL, § 21 Abs. 1 

UStG. Damit findet die EUSt Anwendung auf Gegenstände, die in 

den Wirtschaftskreislauf der Union eingehen und dementsprechend 

einem Verbrauch zugeführt werden können.25 Mit der Notwendigkeit 

des ungeschriebenen Tatbestandsmerkmals wollte der EuGH si-

cherstellen, dass durch die EUSt als Verbrauchsteuer letztendlich 

auch nur der Verbrauch bzw. die Verbrauchsmöglichkeit besteuert 

wird. Eine Definition des Eingangs in den Wirtschaftskreislauf er-

folgte jedoch nicht durch den EuGH.26  

Auf nationaler Ebene wurde das Tatbestandsmerkmal durch ver-

schiedene Gerichte ausgelegt. So hat beispielsweise das FG Mün-

chen im Urteil vom 09.04.201927 Gegenstände als in den Wirt-

schaftskreislauf gelangt angesehen, „[…] wenn ihre Verwendung 

die Güter-, Dienstleistungs- und Geldbewegungen zwischen den 

Wirtschaftssubjekten […] beeinflusst [hat].“28 Das FG Hamburg hat 

in seinem Urteil vom 14.01.202029 unter Beachtung dieser Ausle-

gung und der Erkenntnis aus dem FedEx-Urteil30, dass ein bloßer 

Transit der Ware nicht ausreichend ist, die folgende Ansicht vertre-

ten: Eine Integration in den Wirtschaftskreislauf wird angenommen, 

wenn die Ware Gegenstand einer Lieferung (Art. 14 ff. MwStSys-

tRL) oder einer Dienstleistung (Art. 24 ff. MwStSystRL) ist.31 

 

Mit dieser neuen Auslegung von Art. 30 MwStSystRL hat der EuGH 

das Verhältnis von Zoll und EUSt neu bestimmt. Dabei betont er, 

dass die EUSt gerade keine Form des Zolls ist, sondern eine Ver-

brauchsteuer. 

                                            
22 Vgl. Thaler, Jan, ZfZ 2019, S. 359. 
23 Vgl. ebd. 
24 Vgl. EuGH, Urt. v. 18.5.2017 – C-154/16. 
25 Vgl. ebd., Rn. 65. 
26 Vgl. Thaler, Jan, ZfZ 2019, S. 363. 
27 Vgl. FG München, Urt. v. 09.04.2019 – 14 K 408/17. 
28 Ebd., Rn. 44. 
29 Vgl. FG Hamburg, Urt. v. 14.01.2020 – 4 K 123/15. 
30 Vgl. EuGH, Urt. v. 10.07.2019 – C-26/18. 
31 Vgl. FG Hamburg, Urt. v. 14.01.2020 – 4 K 123/15, Rz. 51; a. A. vgl. Schrömbges 
in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 3.1. 
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2.2.2. Bedeutung für Ort und Zeitpunkt der Einfuhr 

Während Art. 60 und 61 MwStSystRL den Ort der Einfuhr regeln, 

bestimmen Art. 70 und 71 MwStSystRL den Zeitpunkt der Einfuhr.  

 

Den grundsätzlichen Ort der Einfuhr regelt Art. 60 MwStSystRL. Da-

von abweichend trifft Art. 61 UAbs. 1 MwStSystRL eine Regelung 

für die Gegenstände, die sich nicht im freien Verkehr befinden und 

die vom Zeitpunkt ihrer Verbringung in die Gemeinschaft einem Zoll-

verfahren oder der vorübergehenden Verwahrung unterliegen. Die 

Einfuhr erfolgt dann in dem Mitgliedstaat, in dessen Gebiet die Ge-

genstände nicht mehr dem Zollverfahren oder der vorübergehenden 

Verwahrung unterliegen. Im Hinblick auf die neue Rechtsprechung 

hat das FG Hessen Art. 61 UAbs. 1 MwStSystRL so interpretiert, 

dass es nicht allein darauf ankommt, wo die Ware nicht mehr nach 

zollrechtlichen Regelungen dem Zollverfahren oder der vorüberge-

henden Verwahrung unterliegt. Vielmehr ist auch entscheidend, wo 

die Ware in den Wirtschaftskreislauf der Union eingeht.32 Schließ-

lich liegt dann erst eine umsatzsteuerrechtliche Einfuhr vor.  

Für den Zeitpunkt der Einfuhrumsatzsteuerentstehung regelt Art. 70 

MwStSystRL den grundsätzlichen Eintritt des Steuertatbestands 

und Steueranspruchs. Von dieser Vorschrift trifft wiederum Art. 71 

Abs. 1 UAbs. 1 MwStSystRL eine abweichende Regelung für Ge-

genstände, die vom Zeitpunkt ihrer Verbringung in die Gemein-

schaft einem Zollverfahren oder der vorübergehenden Verwahrung 

unterliegen. Demnach treten Steuertatbestand und Steueranspruch 

erst zu dem Zeitpunkt ein, zu dem der Gegenstand dem Zollverfah-

ren oder der vorübergehenden Verwahrung nicht mehr unterliegt. 

Ebenso ist hier für den Zeitpunkt der Entstehung der EUSt zusätz-

lich der Eingang in den Wirtschaftskreislauf der Union zu beach-

ten.33 Dieser heute auch geltenden Interpretation hat sich die Euro-

päische Kommission angeschlossen.34 

 

 

2.2.3. Kopplung Zoll und EUSt bei regulärer Einfuhr ge-

mäß Art. 71 Abs. 1 UAbs. 2 MwStSystRL 

Aufgrund der Neudefiniton der Einfuhr wird auch Art. 71 Abs. 1 

UAbs. 2 MwStSystRL mit der Ermächtigung zur Verknüpfung von 

Zoll und EUSt, welche in § 21 Abs. 2 UStG umgesetzt wurde, neu 

ausgelegt. Entgegen der alten Auffassung gilt diese Vorschrift und 

Art. 71 Abs. 2 MwStSystRL nur für eingeführte Gegenstände. Das 

heißt, nur bei Vorliegen einer umsatzsteuerrechtlichen Einfuhr kön-

nen gem. § 21 Abs. 2 UStG die Vorschriften für Zölle sinngemäß 

                                            
32 Vgl. FG Hessen, EuGH-Vorlage v. 02.11.2017 – 7 K 1158/14, Rn. 138. 
33 Vgl. ebd., Rn. 138. 
34 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 2.3. 
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auf die EUSt angewandt werden und damit die EUSt gleichzeitig mit 

der Zollschuld entstehen.35 Somit führt das Entstehen einer Zoll-

schuld nicht automatisch zur EUSt. Nach der Rechtsprechung des 

EuGH sind die Zollschuld- und Einfuhrumsatzsteuerentstehung 

grundsätzlich unabhängig voneinander zu prüfen.36 

Bei einer regulären Einfuhr, bei der die Nichtunionsware mit ihrer 

Verbringung in die Union in den zollrechtlich freien Verkehr über-

führt wird, tritt diese zugleich in den Wirtschaftskreislauf der Union 

ein. Damit liegt eine umsatzsteuerrechtliche Einfuhr vor und die Vor-

schriften der Zölle können nach § 21 Abs. 2 UStG sinngemäß auf 

die EUSt angewandt werden. Dementsprechend entsteht die EUSt 

zeitgleich mit der Zollschuld. Dies ist auch der Fall, wenn die Ware 

im Anschluss an die Verbringung in das Zollgebiet der Union zu-

nächst in ein besonderes Zollverfahren überführt wird und dann mit 

Beendigung des Verfahrens in den zollrechtlich freien Verkehr tritt 

und die Zollschuld entsteht. Zugleich entsteht gem. Art. 61 Abs. 1 

UAbs. 1 MwStSystRL mit Beendigung des besonderen Verfahrens 

die EUSt, denn die Ware gelangt in den Wirtschaftskreislauf der 

Union.37 Somit sind bei einer regulären Einfuhr Zoll und EUSt ge-

koppelt gem. Art. 71 Abs. 1 UAbs. 2 MwStSystRL, § 21 Abs. 2 

UStG. 

 

 

3. Auswirkungen auf die Einfuhr unter zoll-

rechtlicher Pflichtverletzung 

Der alten Rechtsauffassung folgend, war lange Zeit umstritten, ob 

allein der zollrechtliche Pflichtverstoß gem. Art. 79 Abs. 1 Buchst. a 

UZK neben der Zollschuldentstehung auch zwingend zur Entste-

hung der EUSt führt oder ob es nicht auch in diesen Fällen auf den 

Eintritt in den Wirtschaftskreislauf ankommt.38 Fraglich ist somit, 

welche Auswirkungen die neue Rechtsauffassung auf die Einfuhr 

unter zollrechtlicher Pflichtverletzung hat und wie sich dementspre-

chend das Verhältnis von Zoll und EUSt bestimmt. 

 

 

3.1  Urteil Eurogate & DHL 

3.1.1 Sachverhalt und Urteil  

Das EuGH-Urteil vom 02.06.2016 ergeht als Vorabentscheidung im 

Rahmen zweier Rechtsstreitigkeiten zwischen Eurogate und dem 

                                            
35 Vgl. FG Hessen, EuGH-Vorlage v. 02.11.2017 – 7 K 1158/14, Rn. 138. 
36 Vgl. Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 330. 
37 Vgl. Nieskens, EU-UStB 2019, S. 79. 
38 Vgl. ebd. 
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HZA Hamburg-Stadt sowie zwischen DHL und dem HZA Braun-

schweig, welche zu verbundenen Rechtssachen wurden.39 

 

Eurogate hatte Nichtunionswaren unter Abgabe einer Zollanmel-

dung zur Wiederausfuhr aus seinem Zolllager entnommen. Jedoch 

wurde dies in den Bestandsaufzeichnungen entgegen der Pflichten 

im Rahmen des Zolllagerverfahrens verspätet40 erfasst.41 Aufgrund 

dessen setzte das HZA Hamburg-Stadt am 01.07.2008 wegen 

Art. 204 Abs. 1 ZK für die Waren Zoll und EUSt fest.42 Nachdem das 

HZA aufgrund des Einspruches von Eurogate nur einen Teil der Ab-

gaben erließ und ihn ansonsten als unbegründet zurückwies, erhob 

Eurogate beim FG Hamburg Klage auf Aufhebung des Einfuhrab-

gabenbescheids.43 

DHL hatte es bei der Beförderung von Nichtunionswaren im exter-

nen Versandverfahren versäumt, die Waren beim Zollamt 

Leipzig/Flughafen zu gestellen, bevor sie nach Macao (China) be-

fördert wurden.44 Das Versandverfahren konnte nicht gem. Art. 366 

Abs. 2 ZK-IA beendet werden, da die erforderlichen Dokumente 

nicht vorgelegt werden konnten.45 Das HZA Braunschweig erließ 

am 08.08.2011 wegen Art. 204 Abs. 1 Buchst. a ZK einen Abgaben-

bescheid.46 DHL beantragte die Erstattung der aufgrund dieses Be-

scheides entrichteten EUSt nach Art. 236 ZK. Diese wurde vom 

HZA abgelehnt und der Einspruch zurückgewiesen.47 Daraufhin er-

hob DHL beim FG Hamburg Klage auf Erstattung der EUSt.48 

In beiden Fällen führten die Kläger an, dass die Voraussetzungen 

für die Erhebung der EUSt nicht vorliegen, weil die Waren nicht in 

den Wirtschaftskreislauf der Union eingegangen sind49. 

 

Im Fall Eurogate verwies der EuGH zunächst auf sein Urteil vom 

06.09.201250, wo er bereits entschied, dass im vorliegenden Fall 

eine Zollschuld aufgrund von Art. 204 Abs. 1 Buchst. a ZK entstan-

den war.51 Außerdem führte der EuGH hier an, dass neben der Zoll-

schuld eine Einfuhrumsatzsteuerpflicht bestehen kann, wenn we-

gen der Pflichtverletzung, die zur Zollschuldentstehung führte, an-

genommen werden kann, dass die Waren in den Wirtschaftskreis-

lauf der Union eingetreten sind und somit einem Verbrauch 

                                            
39 Vgl. EuGH, Urt. v. 02.06.2016 – C-226/14 und C-228/14, Rn. 2, 56. 
40 Vgl. Art. 105 Abs. 1 ZK i.V.m. Art. 529 Abs. 1, 3 ZK-IA.  
41 Vgl. EuGH, Urt. v. 02.06.2016 – C-226/14 und C-228/14, Rn. 37, 38. 
42 Vgl. ebd., Rn. 38-40. 
43 Vgl. ebd., Rn. 40, 41. 
44 Vgl. ebd., Rn. 49. 
45 Vgl. ebd., Rn. 50. 
46 Vgl. ebd., Rn. 51. 
47 Vgl. ebd., Rn. 52, 53. 
48 Vgl. ebd., Rn. 54. 
49 Vgl. ebd., Rn. 44, 54. 
50 Vgl. EuGH, Urt. v. 06.09.2012 – C-28/11. 
51 Vgl. EuGH, Urt. v. 02.06.2016 – C-226/14 und C-228/14, Rn. 64. 
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zugeführt werden konnten. Hier wurde die Pflichtverletzung erst 

nach der Wiederausfuhr festgestellt und damit unterlagen die Wa-

ren vom Zeitpunkt ihrer Verbringung bis zu ihrer Wiederausfuhr dem 

Zolllagerverfahren. Das heißt einem in Art. 7 Abs. 3 der Sechsten 

Richtlinie genannten Verfahren.52 Dementsprechend bestand keine 

Gefahr, dass sie in den Wirtschaftskreislauf der Union gelangen und 

somit liegt keine Einfuhr gem. Art. 2 Nr. 2 der Sechsten Richtlinie 

vor.53 Folglich ist für die Waren keine EUSt entstanden.54 

Zusammenfassend legt der EuGH Art. 7 Abs. 3 der Sechsten Richt-

linie dahin aus, dass für Waren, die als Nichtgemeinschaftswaren 

wieder ausgeführt werden und noch einem in der Norm genannten 

Zollverfahren unterliegen, keine EUSt geschuldet wird. Unabhängig 

davon, dass eine Zollschuld gem. Art. 204 ZK entstanden ist.55 

Im Fall DHL stellt der EuGH fest, dass die Zollschuldentstehung auf-

grund der Nichterfüllung der Erledigungspflicht des externen Ver-

sandverfahrens gem. Art. 204 Abs. 1 Buchst. a ZK unbestritten ist.56 

Somit unterlagen die Waren vom Zeitpunkt ihrer Verbringung bis zur 

Wiederausfuhr dem externen Versandverfahren und damit einem in 

Art. 61 Abs. 1 MwStSystRL genannten Verfahren.57 Die Waren sind 

insofern nicht in den Wirtschaftskreislauf der Union gelangt und es 

liegt auch hier keine Einfuhr nach Art. 2 Abs. 1 Buchst. d MwStSys-

tRL vor.58 Demnach ist keine EUSt entstanden.59 

Zusammenfassend stellt der EuGH fest, dass für Waren, die als 

Nichtgemeinschaftswaren wieder ausgeführt werden und noch ei-

nem in Art. 61 MwStSystRL genannten Zollverfahren unterliegen, 

keine EUSt geschuldet wird, auch wenn eine Zollschuld gem. Art. 

204 ZK entstanden ist. Demnach ist Art. 236 ZK dahin auszulegen, 

dass es hier keinen Mehrwertsteuerschuldner gibt und er für diese 

Steuer auch generell nicht angewendet werden kann.60 

 

 

3.1.2 Anmerkungen 

3.1.2.1 Erste Einordnung 

Diese neue Rechtsprechung des EuGH hat viele Autoren über-

rascht. So bezeichnen Schrömbges/Lux/Hannl das Urteil als „Sen-

sation“61 hinsichtlich der bisherigen Rechtsauffassung. Denn dem-

nach führt die Zollschuldentstehung aufgrund eines zollrechtlichen 

                                            
52 Vgl. EuGH, Urt. v. 02.06.2016 – C-226/14 und C-228/14, Rn. 62, 63, 65. 
53 Vgl. ebd., Rn. 65, 66. 
54 Vgl. ebd., Rn. 67. 
55 Vgl. ebd., Rn. 71. 
56 Vgl. ebd., Rn. 77. 
57 Vgl. ebd., Rn. 76, 77. 
58 Vgl. ebd., Rn. 78. 
59 Vgl. ebd., Rn. 79. 
60 Vgl. ebd., Rn. 83. 
61 Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 330. 
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Verstoßes nicht mehr automatisch zu einer EUSt. Sondern es muss 

unabhängig von der Zollschuld geprüft werden, ob Steuertatbe-

stand und Steueranspruch vorliegen. Dabei ist insbesondere erfor-

derlich, dass die Waren in den Wirtschaftskreislauf der Union ge-

langt sind.62 Schließlich soll durch die EUSt als Verbrauchsteuer al-

lein der Verbrauch bzw. die Möglichkeit des Verbrauchs besteuert 

werden. Im Hinblick darauf ist die Entscheidung des EuGH eine lo-

gische Konsequenz.  

Dabei kommt dem Eurogate/DHL-Urteil eine große Bedeutung zu, 

denn der Gerichtshof schlägt einen neuen Weg in seiner Rechtspre-

chung ein: es wird erstmals dem Tatbestandsmerkmal „Integration 

in den Wirtschaftskreislauf“ neben der Zollschuldentstehung auf-

grund einer Pflichtverletzung eine eigene Relevanz beigemessen. 

Dadurch wird dem eigentlichen Zweck der EUSt Geltung verschafft 

und er wird durchgesetzt. Das war nach jahrelanger gegenteiliger 

Rechtsanwendung auch notwendig, denn die EUSt ist oft trotz feh-

lendem Verbrauch erhoben worden. 

 

Ebenso befürwortet Montag die Entscheidung des EuGH, denn sie 

trägt dem Wirtschaftszollgedanken Rechnung63 und die EUSt erhält 

so keinen Sanktionscharakter mehr, indem sie nicht zwangsläufig 

bei zollrechtlichen Pflichtverletzungen entsteht.64 Diese Ansicht ist 

überzeugend, denn der Zweck der EUSt ist es nicht, zollrechtliches 

Fehlverhalten zu sanktionieren. Das bestätigt auch die Einführung 

des Art. 42 Abs. 1 UZK, der die Mitgliedstaaten ermächtigt, eigene 

Sanktionen für zollrechtliche Pflichtverletzungen festzulegen. Dem-

gegenüber kritisiert jedoch Scheller, dass es für den EuGH nicht 

darauf ankommt, ob die Pflichtverstöße fahrlässig begangen wur-

den oder wie schwerwiegend die Pflichtverstöße sind.65 Scheller`s 

Ansicht missachtet jedoch den eigentlichen Sinn der EUSt, sie soll 

weder die Pflichtverletzung als solche, noch den Grad des Verschul-

dens maßregeln. 

 

 

3.1.2.2 Konkrete oder abstrakte Gefahr 

Außerdem hat das Urteil in der Literatur zu einer regen Diskussion 

geführt, ob für eine Annahme der Einfuhr eine konkrete oder aber 

auch nur eine abstrakte Gefahr des Eintritts in den Wirtschaftskreis-

lauf ausreichend ist. Der EuGH schließt nämlich in seiner Entschei-

dung zu Art. 204 ZK für die Waren die Gefahr des Eintritts in den 

Wirtschaftskreislauf aus, da sie bis zu ihrer Wiederausfuhr dem Zoll-

lagerverfahren unterlagen und verneint damit auch die Annahme 

                                            
62 Vgl. Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 330. 
63 Siehe auch Scheller, UR 2016, S. 567. 
64 Vgl. Montag, MwStR 2016, S. 904. 
65 Vgl. Scheller, UR 2016, S. 566. 
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der Einfuhr.66 Daraus lässt sich schlussfolgern, dass eine Gefahr 

Grundlage für die Annahme der Einfuhr und damit für die Entste-

hung der EUSt sein kann. Fraglich ist jedoch, welche Art der Gefahr 

vorliegen muss. Zu kritisieren ist hier der uneindeutige Ausdruck 

des EuGH, der viele Interpretationen zulässt. 

 

Rehberg/Kurzrock vertreten die vorherrschende Auffassung, dass 

eine abstrakte Gefahr hinreichend ist für die Annahme der Einfuhr. 

Demensprechend sind sie der Ansicht, dass mit der Zollschuldent-

stehung wegen des Entziehens aus der zollamtlichen Überwachung 

nach Art. 203 ZK, wo stets die abstrakte Gefahr des Eintritts in den 

Wirtschaftskreislauf besteht, automatisch auch die EUSt entsteht.67 

Ebenso ist Scheller der Meinung, dass mit der Zollschuldentstehung 

nach Art. 203 ZK zwangsläufig die EUSt entsteht, denn entschei-

dendes Kriterium ist die zollamtliche Überwachung, was er kriti-

siert.68 Für ihre Meinung könnte sprechen, dass der Generalanwalt 

Sánchez-Bordona in den Schlussanträgen feststellt, dass eine An-

nahme der Einfuhr bei einer Zollschuldentstehung nach Art. 202 

und 203 ZK vorliegt.69 Daraus kann geschlussfolgert werden, dass 

bei diesen Pflichtverletzungen stets die Gefahr des Eintritts in den 

Wirtschaftskreislauf besteht, die zur Annahme der Einfuhr führt. 

Betrachtet man die Sichtweise von Rehberg/Kurzrock und Scheller 

jedoch unter dem Blickwinkel der neuen Rechtsprechung des 

EuGH, ist diese nicht einleuchtend. Im vorliegenden Urteil zur Zoll-

schuldentstehung gem. Art. 204 ZK betont der EuGH die Notwen-

digkeit der Prüfung des Vorliegens einer mehrwertsteuerrechtlichen 

Einfuhr. Zudem wird auch in den Schlussanträgen die allgemeine 

Erforderlichkeit der getrennten Prüfung des Entstehens der Zoll-

schuld und Mehrwertsteuerschuld verdeutlicht70, um nur den Ver-

brauch zu besteuern. Infolgedessen muss auch bei einer Zollschul-

dentstehung nach Art. 203 ZK das Vorliegen einer Einfuhr geprüft 

werden. Dass dabei eine abstrakte Gefahr der Integration in den 

Wirtschaftskreislauf ausreichend ist, ist zweifelhaft.  

Unter Zuhilfenahme einer Begriffsauslegung der „abstrakten Ge-

fahr“ vom Bundesverwaltungsgericht71 liegt diese vor, wenn eine 

generell-abstrakte Betrachtung für bestimmte Arten von Situationen 

zu dem Ergebnis führt, dass mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

die Ware in den Wirtschaftskreislauf der Union eingetreten ist. Das 

heißt, die Situation wird pauschalisiert und aufgrund dessen die Ge-

fahr angenommen, ohne die konkreten Umstände des Einzelfalles 

                                            
66 Vgl. EuGH, Urt. v. 02.06.2016 – C-226/14 und C-228/14, Rn. 65. 
67 Vgl. Rehberg/Kurzrock, EU-UStB 2016, S. 65. 
68 Vgl. Scheller, UR 2016, S. 566. 
69 Vgl. Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 12.01.2016 – C-226/14, 

Rn. 97, 98. 
70 Vgl. ebd., Rn. 91. 
71 Vgl. BVerwG, Urt. v. 28.06.2004 – 6 C 21/03, juris, Rn. 25. 
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zu beachten. So nehmen Rehberg/Kurzrock und Scheller bei einem 

Entzug aus der zollamtlichen Überwachung stets die Gefahr der In-

tegration in den Wirtschaftskreislauf an und damit die Entstehung 

der EUSt.72 Hiermit wird jedoch nicht das Ziel des EuGH, nämlich 

nur den Verbrauch zu besteuern, umgesetzt. Entsprechend der al-

ten Rechtsauffassung wird ohne Feststellung des Verbrauches oder 

zumindest der Möglichkeit dazu, die EUSt mit der Zollschuld erho-

ben. Das kann nicht die Intention des EuGH bei der Verwendung 

des Begriffes „Gefahr“ gewesen sein. 

 

Folglich ist zumindest das Vorliegen einer konkreten Gefahr für die 

Annahme der Einfuhr erforderlich. Diese unterscheidet sich, wie es 

auch das Bundesverwaltungsgericht73 vertritt, nicht durch den Grad 

der Wahrscheinlichkeit, sondern durch die Betrachtungsweise: Die 

konkrete Gefahr liegt vor, wenn im konkreten Einzelfall hinreichend 

wahrscheinlich damit gerechnet werden kann, dass die Ware in den 

Wirtschaftskreislauf der Union eingetreten ist. Es muss somit im 

konkreten Fall geprüft werden, ob unter Beachtung aller vorliegen-

den tatsächlichen Umstände die ernsthafte Gefahr des Eintritts in 

den Wirtschaftskreislauf besteht und damit die Einfuhr angenom-

men werden kann und die EUSt entsteht. Dies ist bei Vorliegen ei-

ner bloßen Pflichtverletzung nicht der Fall, sondern es muss weitere 

Anhaltspunkte geben. Dadurch soll sichergestellt werden, dass nur 

der Verbrauch oder die Verbrauchsmöglichkeit besteuert wird. Aus 

dieser Sicht betrachtet ist die in den Schlussanträgen festgestellte 

Annahme der Einfuhr bei einer Zollschuldentstehung nach Art. 202 

und 203 ZK74 nicht als zwingende Konsequenz zu verstehen. Viel-

mehr kann sie als Grundannahme, die durch die tatsächlichen Um-

stände beeinflusst wird, interpretiert werden. Es muss sich also 

auch hier im Einzelfall eine konkrete Gefahr ergeben. 

Die Auffassung der konkreten Gefahr vertreten auch Schrömb-

ges/Lux/Hannl, denn demnach entsteht bei einem zollrechtlichen 

Verstoß die EUSt nur, wenn zumindest ernsthaft zu befürchten ist, 

dass die Nichtunionsware in den Wirtschaftskreislauf der Union ge-

langt ist. Folglich sind sie der Meinung, dass bei einer Zollschuldent-

stehung nach Art. 203 ZK zwar in den meisten Fällen auch die EUSt 

entsteht, aber eben nicht zwangsläufig. Schließlich führt das Entzie-

hen aus der zollamtlichen Überwachung nicht immer zwingend zum 

Eintritt in den Wirtschaftskreislauf, wofür konkrete Anhaltspunkte 

notwendig sind.75 

 

                                            
72 Vgl. Rehberg/Kurzrock, EU-UStB 2016, S. 65; vgl. Scheller, UR 2016, S. 566. 
73 Vgl. BVerwG, Urt. v. 28.06.2004 – 6 C 21/03, juris, Rn. 25. 
74 Vgl. Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 12.01.2016 – C-226/14, 
Rn. 97, 98. 
75 Vgl. Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 330, 331, 333. 
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Letztendlich lässt das EuGH-Urteil hinsichtlich weiterer Konstellati-

onen vieles offen und die weitere Rechtsprechung ist maßgeblich. 

 

 

3.2  Urteil Wallenborn 

3.2.1 Sachverhalt und Urteil 

Das EuGH-Urteil vom 01.06.2017 ergeht als Vorabentscheidung im 

Rahmen eines Rechtsstreits zwischen Wallenborn und dem HZA 

Gießen.76 

Im vorliegenden Fall wurden Nichtunionswaren am 11.06.2009 zum 

externen Versandverfahren angemeldet. Wallenborn wurde beauf-

tragt, die Waren zum Empfänger, einem Unternehmen mit Sitz im 

Freihafen Hamburg, zu befördern. Zu diesem Zeitpunkt handelte es 

sich bei dem Freihafen Hamburg um eine Freizone des Kontrolltyps 

1 im Sinne von Art. 799 ZK-IA.77 Die Waren wurden am 11.06.2009 

im Hamburger Freihafen nach Entfernung des Zollverschlusses ent-

laden, ohne der Bestimmungszollstelle gestellt worden zu sein. 

Während ihrem Verbleib in der Freizone wurden sie nicht in den 

freien Verkehr übergeführt, verbraucht oder verwendet.78 Am 

16.06.2009 wurden die Waren für den Schiffstransport nach Finn-

land in einen Container geladen. In Finnland wurden sie in das Zoll-

lagerverfahren übergeführt und nach Russland weitertransportiert.79 

Das HZA Gießen erließ am 02.09.2010 an den Hauptverpflichteten 

und an Wallenborn als Warenführer einen Einfuhrabgabenbe-

scheid.80 Laut diesem ist mit der Zollschuld auch die EUSt gem. 

Art. 203 Abs. 1 ZK durch die Entfernung des Zollverschlusses und 

Entladung des LKWs entstanden.81 Es wurde lediglich Wallenborn 

zur Zahlung aufgefordert, weil sie es versäumt hatte, das Versand-

verfahren ordnungsgemäß zu beenden.82 Daraufhin erhob Wallen-

born Klage beim FG Hessen wegen der Erhebung der EUSt. Dabei 

räumte Wallenborn ein, dass die Zollschuld aufgrund des Pflichtver-

stoßes entstanden sei.83 

 

Hinsichtlich der ersten Vorlagefrage stellt der EuGH klar, dass die 

in Art. 61 UAbs. 1 und Art. 71 Abs. 1 UAbs. 1 MwStSystRL enthal-

tene Bezugnahme auf ein Verfahren oder eine sonstige Regelung 

i.S.d. Art. 156 Abs. 1 MwStSystRL Freizonen umfasst.84 Somit 

                                            
76 Vgl. EuGH, Urt. v. 01.06.2017 – C-571/15, Rn. 2. 
77 Vgl. ebd., Rn. 30, 31. 
78 Vgl. ebd., Rn. 32. 
79 Vgl. ebd., Rn. 33. 
80 Vgl. ebd., Rn. 34. 
81 Vgl. ebd., Rn. 32, 38. 
82 Vgl. ebd., Rn. 35. 
83 Vgl. ebd., Rn. 36. 
84 Vgl. ebd., Rn. 45. 
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gelten nach diesen Vorschriften in einer Freihandelszone gelagerte 

Gegenstände nicht als mehrwertsteuerrechtlich eingeführt.85 

Außerdem stellt der EuGH fest, dass die Zollschuldentstehung gem. 

Art. 203 Abs. 1 ZK zur Beendigung des externen Versandverfah-

rens geführt hat.86 Jedoch ist nach Art. 71 Abs. 1 UAbs. 1 MwStSys-

tRL keine EUSt entstanden, da die Entziehung aus der zollamtli-

chen Überwachung in der Freizone stattfand und damit die Waren 

weiterhin einer Regelung nach Art. 156 Abs. 1 Buchst. b MwStSys-

tRL unterlagen.87 Ebenso findet Art. 71 Abs. 1 UAbs. 2 MwStSystRL 

keine Anwendung, weil die Gegenstände zum Zeitpunkt der Pflicht-

verletzung durch die Lagerung in der Freizone nicht als mehrwert-

steuerrechtlich eingeführt galten.88 Jedoch verweist der EuGH auf 

die im Eurogate/DHL-Urteil aufgestellt These der Annahme der Ein-

fuhr bei einer Zollschuldentstehung aufgrund eines Pflichtversto-

ßes.89 Danach ist grundsätzlich anzunehmen, dass Gegenstände, 

die der zollamtlichen Überwachung in der Freizone entzogen wer-

den und sich nicht mehr in der Freizone befinden, in den Wirt-

schaftskreislauf der Union überführt worden sind.90 Allerdings ent-

steht keine EUSt, wenn sich, wie vorliegend, durch die Umstände 

herausstellt, dass die Waren nicht in den Wirtschaftskreislauf der 

Union überführt wurden.91 

Zusammenfassend stellt der EuGH fest, dass bei einer Entziehung 

aus der zollamtlichen Überwachung in einer Freizone gem. Art. 71 

Abs. 1 MwStSystRL kein Einfuhrumsatzsteuertatbestand und kein -

anspruch eintreten, wenn die Ware nicht in den Wirtschaftskreislauf 

der Union überführt wurde.92 

Zudem weist der EuGH darauf hin, dass bei einer Zollschuldentste-

hung gem. Art. 203 ZK, eine Anwendung von Art. 204 ZK zur Recht-

fertigung des Eintritts des Steuertatbestands nicht in Betracht 

kommt.93 

 

3.2.2. Anmerkungen 

3.2.2.1 Erste Einordnung 

Mit diesem Urteil folgt der EuGH seiner Rechtsprechung im Eu-

rogate/DHL-Urteil und setzt diese konsequent fort. Demnach hält er 

auch bei einer Zollschuldentstehung gem. Art. 203 ZK den Eingang 

der Ware in den Wirtschaftskreislauf als maßgeblich für das Entste-

hen der EUSt. Nachdem dies schon bei den Fällen nach Art. 204 

                                            
85 Vgl. EuGH, Urt. v. 01.06.2017 – C-571/15, Rn. 44. 
86 Vgl. ebd., Rn. 51. 
87 Vgl. ebd., Rn. 52. 
88 Vgl. ebd., Rn. 53. 
89 Vgl. ebd., Rn. 54. 
90 Vgl. ebd., Rn. 55. 
91 Vgl. ebd., Rn. 56. 
92 Vgl. ebd., Rn. 57. 
93 Vgl. ebd., Rn. 63. 
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ZK das entscheidende Kriterium war, war diese Entscheidung auch 

zu erwarten. So lag auch für Wemmer nahe, dass bei einer Zoll-

schuldentstehung nach Art. 203 ZK der gleiche Wertungsmaßstab 

gilt und für Nichtunionswaren, die wiederausgeführt werden, keine 

EUSt entsteht. Dabei empfindet er das Urteil als interessengerecht, 

denn bei einer regulären Einfuhr ist die EUSt für den Unternehmer 

betriebswirtschaftlich neutral und somit darf die EUSt bei zollrecht-

lichen Pflichtverstößen keine Sanktionierung darstellen.94 Unter Be-

achtung des Zweckes der EUSt ist dieser Meinung klar zuzustim-

men. 

 

 

3.2.2.2 Widerlegbare Annahme oder Gefahr 

Zu betonen ist, dass der EuGH in seiner Entscheidung auf die Über-

prüfung, dass die Waren nicht in den Wirtschaftskreislauf eingegan-

gen sind, abstellt.95 Das heißt, der Gerichtshof zieht die tatsächli-

chen Umstände heran und spricht nicht mehr von einer möglichen 

Gefahr, die zur Entstehung der EUSt führt. So trifft der EuGH zu-

nächst die Annahme des Eintritts in den Wirtschaftskreislauf und wi-

derlegt diese hier durch die Lagerung in der Freizone und die an-

schließende Wiederausfuhr.96  

Dies könnte meiner Ansicht97, dass die konkrete Gefahr für die Ent-

stehung der EUSt ausreichend ist, widersprechen. Jedoch ergibt 

sich auch bei Zugrundelegung dieser Definition, dass keine EUSt 

entstanden ist. Denn es bestand keine konkrete Gefahr, dass die 

Waren durch den Entzug aus der zollamtlichen Überwachung in den 

Wirtschaftskreislauf der Union eingetreten sind, wegen der hier ge-

gebenen Umstände, dass die Waren in der Freizone lagerten und 

anschließend wiederausgeführt wurden.98 Der Begriff der konkreten 

Gefahr umfasst somit bereits die Widerlegung der Annahme, da 

nicht bereits bei einer nur vorübergehenden Gefahr eine konkrete 

Gefahr besteht, sondern alle Umstände berücksichtigt werden müs-

sen. Mein Verständnis99 von der festgestellten Annahme der Einfuhr 

in den Schlussanträgen zum Eurogate/DHL-Urteil100 hat sich hier 

somit bestätigt, indem der Generalanwalt ausführt, dass die An-

nahme widerlegbar ist101. Insoweit wird meine dargelegte Interpre-

tation zum Begriff „Gefahr“ belegt und der EuGH verwirklicht weiter 

den Zweck der EUSt. Dem folgend sehen sich auch 

                                            
94 Vgl. Wemmer, Der Zoll-Profi! 10/2017, S. 12. 
95 Vgl. EuGH, Urt. v. 01.06.2017 – C-571/15, Rn. 56. 
96 Vgl. ebd., Rn. 54-56. 
97 Siehe S. 11. 
98 Siehe auch Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 332. 
99 Siehe S. 11. 
100 Vgl. Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 12.01.2016 – C-
226/14, Rn. 97, 98. 
101 Vgl. Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 13.12.2016 – C-
571/15, Rn. 69. 
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Schrömbges/Lux/Hannl durch das Urteil in ihrer Auffassung102 be-

kräftigt, denn es muss für die EUSt geprüft werden, ob zumindest 

die konkrete Gefahr des Eingangs in den Wirtschaftskreislauf be-

stand.103  

Fraglich ist jedoch, inwieweit der Begriff der Gefahr im Zusammen-

hang mit der Entstehung der EUSt noch verwendet werden sollte. 

Denn hier ist nur noch von der widerlegbaren Annahme die Rede 

bzw. der Generalanwalt bezeichnet sie sogar als „widerlegbare Ver-

mutung“104. 

 

Mit dem Urteil wird der Auffassung105 von Rehberg/Kurzrock und 

Scheller eine Absage erteilt, da nicht mit der Zollschuldentstehung 

nach Art. 203 ZK aufgrund der bestehenden abstrakten Gefahr die 

EUSt entsteht. Der EuGH nimmt zwar zunächst wegen der Pflicht-

verletzung das Entstehen der EUSt an, dies wird jedoch aufgrund 

der tatsächlichen Umstände widerlegt. Somit kann geschlussfolgert 

werden, dass die abstrakte Gefahr nicht ausreichend ist für die Ent-

stehung der EUSt. Wegen der Vorhersehbarkeit, dass auch in den 

Fällen nach Art. 203 ZK nicht automatisch die EUSt entsteht, ist die 

Ansicht der o. g. umso unverständlicher.  

Dennoch haben einige deutsche Finanzgerichte den Hinweis im Ur-

teil auf den Ausschluss der Gefahr im Eurogate/DHL-Urteil so inter-

pretiert, dass bei einer Zollschuldentstehung nach Art. 203 ZK die 

abstrakte Gefahr des Eintritts in den Wirtschaftskreislauf besteht, 

die zur Entstehung der EUSt führt. Dementsprechend haben auch 

nach dem Wallenborn-Urteil einige Finanzgerichte weiterhin bei ei-

ner Zollschuldentstehung nach Art. 203 ZK automatisch die EUSt 

erhoben.106 Unter Beachtung der Wallenborn-Entscheidung ist 

diese Rechtsprechung nicht nachvollziehbar. Schließlich wurde 

nicht nur auf den Pflichtverstoß für die Entstehung der EUSt abge-

stellt, sondern auch auf die Widerlegbarkeit der sich daraus erge-

benden Annahme. Zu beachten ist, dass diese generell widerlegbar 

ist und nicht nur hier wegen der Besonderheit der Freizone.  

 

Letztendlich ist dem Wallenborn-Urteil in der Rechtsprechung eine 

begrenzte Bedeutung beizumessen, denn die unterschiedliche Auf-

fassung der Gerichte zeigt, dass das Urteil uneindeutige Entschei-

dungen enthält. Meiner Ansicht nach wird klargestellt, dass auch in 

den Fällen nach Art. 203 ZK die Integration in den Wirtschaftskreis-

lauf entscheidend ist. Unklar ist jedoch, welches Kriterium für das 

                                            
102 Siehe S. 11. 
103 Vgl. Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 332. 
104 Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 13.12.2016 – C-571/15, Rn. 
69. 
105 Siehe S. 10. 
106 Vgl. Schoenfeld, ZfZ 2019, S. 234; siehe z.B. FG München, Urt. v. 09.03.2017 
– 14 K 2434/16; FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 14.06.2017 – 1 K 1065/16. 
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Vorliegen der Voraussetzung maßgeblich ist. Ebenso wird für Nies-

kens mit dem Urteil „der ansonsten zoll- und umsatzsteuerrechtliche 

Gleichklang […] durchbrochen.“107 

 

 

3.3 Urteil FedEx 

3.3.1 Sachverhalt und Urteil 

Das EuGH-Urteil vom 10.07.2019 ergeht als Vorabentscheidung im 

Rahmen eines Rechtsstreits zwischen FedEx und dem HZA Frank-

furt am Main.108 

Im Januar 2018 beförderte FedEx 18 Sendungen per Flugzeug 

nach Frankfurt am Main, wo sie zur Weiterbeförderung nach Grie-

chenland als endgültigen Bestimmungsort in ein anderes Flugzeug 

geladen wurden.109 Das HZA stellte nach entsprechendem Hinweis 

des Zollamts vom Flughafen Athen folgende Pflichtverstöße fest110: 

Für 14 Sendungen war die Zollschuld gem. Art. 202 ZK entstanden, 

denn sie waren wegen der fehlenden Gestellung in Deutschland 

vorschriftswidrig in das Zollgebiet der Union verbracht worden.111 

Für die anderen vier Sendungen war die Zollschuld gem. Art. 203 

ZK entstanden, da für die Weiterbeförderung nach Athen keine 

Überführung in das externe Versandverfahren erfolgt war. Deshalb 

waren sie unerlaubt aus der vorübergehenden Verwahrung entfernt 

worden.112 Aufgrund dessen erließ das HZA am 30.11. und 

01.12.2010 fünf Bescheide, mit denen für die 18 Sendungen Ein-

fuhrzoll und auch EUSt wegen § 21 Abs. 2 UStG erhoben wurde.113 

Im November 2011 stellte FedEx Erstattungsanträge für die Zölle 

und EUSt, u.a. mit der Begründung, dass die Einfuhrabgaben in 

Griechenland wegen der Überführung in den freien Verkehr erho-

ben worden waren. Diese wurden abgelehnt.114 Nachdem auch im 

Einspruchsverfahren nur zwei Bescheide geändert wurden, erhob 

FedEx beim FG Hessen Klage gegen die fünf Bescheide. Hinsicht-

lich der Einfuhrzölle nahm FedEx die Klage zurück und machte in 

Bezug auf die EUSt geltend, dass die Waren nicht in Deutschland 

in den Wirtschaftskreislauf der Union eingegangen waren.115 

  

Der EuGH hält die erste Vorlagefrage des FG Hessen, ob die Ge-

fahr des Eingangs in den Wirtschaftskreislauf der Union für eine 

mehrwertsteuerrechtliche Einfuhr genügt, für unzulässig, da sie 

                                            
107 Nieskens, EU-UStB 2017, S. 58. 
108 Vgl. EuGH, Urt. v. 10.07.2019 – C-26/18, Rn. 2. 
109 Vgl. ebd., Rn. 19. 
110 Vgl. ebd., Rn. 20. 
111 Vgl. ebd., Rn. 21. 
112 Vgl. ebd., Rn. 22. 
113 Vgl. ebd., Rn. 23. 
114 Vgl. ebd., Rn. 24. 
115 Vgl. ebd., Rn. 25, 26. 
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hypothetisch ist.116 Im vorliegenden Fall steht fest, dass die Waren 

in Griechenland verbraucht wurden und damit in den Wirtschafts-

kreislauf der Union eingegangen sind.117 Dabei weist der Gerichts-

hof darauf hin, dass der EUSt als Verbrauchsteuer Waren und 

Dienstleistungen unterliegen, die in den Wirtschaftskreislauf der 

Union gelangen und einem Verbrauch zugeführt werden können.118 

In Bezug auf die zweite Vorlagefrage bestätigt der EuGH zunächst 

die Zollschuldentstehung nach Art. 202 Abs. 1 Buchst. a ZK bzw. 

Art. 203 Abs. 1 ZK.119 

Im Folgenden verweist der Gerichtshof auf die im Eurogate/DHL- 

und Wallenborn-Urteil aufgestellte Annahme des Eintritts in den 

Wirtschaftskreislauf aufgrund eines zollrechtlichen Pflichtversto-

ßes.120 Dazu konkretisiert er für die vorschriftswidrig in das Zollge-

biet der Union verbrachten Gegenstände die grundsätzliche An-

nahme, dass sie in dem Mitgliedstaat, in dem sie in die Union ver-

bracht wurden, in den Wirtschaftskreislauf der Union eingetreten 

sind. Das ist hier Deutschland.121 Außerdem ist auch für die in 

Deutschland der zollamtlichen Überwachung entzogenen Gegen-

stände anzunehmen, dass sie in diesem Mitgliedstaat in den Wirt-

schaftskreislauf der Union eingetreten sind.122  

Diese Vermutung kann jedoch widerlegt werden, wenn nachgewie-

sen wird, dass trotz einer zollrechtlichen Pflichtverletzung und damit 

entstehenden Zollschuld in dem betroffenen Mitgliedstaat, ein Ge-

genstand in einem anderen Mitgliedstaat, in dem dieser zum Ver-

brauch bestimmt war, in den Wirtschaftskreislauf der Union einge-

treten ist. Die EUSt entsteht dann nur in diesem anderen Mitglied-

staat.123 Zwar wurde das zollrechtliche Fehlverhalten in Deutsch-

land begangen, die Gegenstände wurden hier aber nur umgela-

den.124 Im vorliegenden Fall ist nachgewiesen, dass die Gegen-

stände nach Griechenland als ihren endgültigen Bestimmungsort 

weiterbefördert und dort verbraucht wurden.125 Somit sind sie in 

Griechenland in den Wirtschaftskreislauf der Union gelangt und dort 

ist die EUSt entstanden.126  

 

 

                                            
116 Vgl. EuGH, Urt. v. 10.07.2019 – C-26/18, Rn. 36, 37. 
117 Vgl. ebd., Rn. 35. 
118 Vgl. ebd., Rn. 34. 
119 Vgl. ebd., Rn. 43. 
120 Vgl. ebd., Rn. 44, 45. 
121 Vgl. ebd., Rn. 46. 
122 Vgl. ebd., Rn. 47. 
123 Vgl. ebd., Rn. 48. 
124 Vgl. ebd., Rn. 49. 
125 Vgl. ebd., Rn. 51. 
126 Vgl. ebd., Rn. 53. 
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3.3.2 Anmerkungen 

Mit dem FedEx-Urteil führt der EuGH seine Rechtsprechung aus 

2016 und 2017 fort. Insbesondere trifft er eine klarstellende Ent-

scheidung für die bis dahin umstrittenen Fälle nach Art. 202 und 203 

ZK. 

 

 

3.3.2.1 Gefahr als unzureichende Voraussetzung 

Schoenfeld sieht die Nichtantwort des EuGH auf die erste Frage als 

dennoch erkenntnisbringend: Durch die Betonung des Gerichtsho-

fes, dass die EUSt als Verbrauchsteuer den Eingang von Waren in 

den Wirtschaftskreislauf besteuert, wird klargestellt, dass dieser 

Eingang tatsächlich vorliegen muss. Hingegen ist die Gefahr des 

Eingangs in den Wirtschaftskreislauf nicht ausreichend.127 Diese 

Auffassung wird auch in den Schlussanträgen des Generalanwalts 

deutlich, indem er ausführt, dass stets der Grundgedanke war, dass 

die EUSt mit dem Eingang der Waren in den Wirtschaftskreislauf 

der Union entsteht. Somit ist Voraussetzung, dass der Gegenstand 

in den Wirtschaftskreislauf der Union eintritt und die „bloße Ge-

fahr“128 ist nicht ausreichend.129 Damit schließt der Generalanwalt 

den vom FG Hessen verstandenen Widerspruch zwischen dem Eu-

rogate/DHL- und Wallenborn-Urteil aus.130 Dazu erläutert er zudem, 

dass im Eurogate/DHL-Urteil der Ausschluss der Gefahr ausdrü-

cken sollte, dass unter den gegebenen Umständen kein Eingang in 

den Wirtschaftskreislauf angenommen werden konnte.131 Daraus 

kann aber nicht im Umkehrschluss gefolgert werden, dass eine Ge-

fahr des Eintritts in den Wirtschaftskreislauf zur Entstehung der 

EUSt führt.132  

 

Folglich erteilt der EuGH dem Vorliegen der Gefahr als ausrei-

chende Voraussetzung für das Entstehen der EUSt eine endgültige 

Absage. Damit steht fest, dass die Finanzgerichte die vorherge-

hende Rechtsprechung missverstanden haben. Es wird der Diskus-

sion, ob eine konkrete oder abstrakte Gefahr bestehen muss, ein 

Ende gesetzt. Dementsprechend wird auch zumindest erstmal be-

grifflich meine Definition zur konkreten Gefahr abgelehnt. 

 

 

 

                                            
127 Vgl. Schoenfeld, ZfZ 2019, S. 234. 
128 Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 27.02.2019 – C-26/18, Rn. 
52. 
129 Vgl. ebd., Rn. 52. 
130 Vgl. ebd., Rn. 51. 
131 Vgl. ebd., Rn. 59. 
132 Vgl. ebd., Rn. 60. 
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3.3.2.2 Widerlegbare Vermutung 

In den Schlussanträgen wird klargestellt, dass der Eingang in den 

Wirtschaftskreislauf der Union entweder als ein tatsächliches Ereig-

nis festgestellt oder nur vermutet werden kann.133 In dem Zusam-

menhang spricht der EuGH erstmals von dem Bestehen einer „wi-

derlegbaren Vermutung“134. Dabei verweist er auf die im Eu-

rogate/DHL- und Wallenborn-Urteil aufgestellte Annahme des Ein-

tritts in den Wirtschaftskreislauf aufgrund eines zollrechtlichen 

Pflichtverstoßes. Diese stellt eine Vermutung dar.135 So betont auch 

der Generalanwalt, dass in den Rechtssachen zu Eurogate/DHL 

und Wallenborn bereits die Vermutung des Eingangs in den Wirt-

schaftskreislauf aufgestellt und dann widerlegt wurde.136 Das be-

deutet, der EuGH trifft hier keine wirklich neue Entscheidung, son-

dern formuliert es jetzt konkreter als widerlegbare Vermutung. 

 

Daraus resultierend ist in der Literatur eine Diskussion entstanden, 

ob es sich dabei um eine gesetzliche oder tatsächliche Vermutung 

handelt.  

Bender versteht die Annahme als gesetzliche Vermutung. Das be-

gründet er mit der unionsrechtlichen Auslegung von Art. 61 Abs. 1 

MwStSystRL, wobei es weniger auf den Wortlaut, der offensichtlich 

keine gesetzliche Vermutung enthält, sondern mehr auf den Sinn 

und Zweck der Regelung ankommt. Danach liegt eine gesetzliche 

Vermutung vor.137 Diese Ansicht kritisiert Schrömbges unter Ver-

weis auf § 292 S. 1 ZPO, der regelt, dass das Gesetz eine Vermu-

tung ausdrücklich normieren muss. Jedoch ist weder im ZK noch im 

UZK eine Vermutung zur Einfuhr nach der MwStSystRL geregelt 

und Art. 61 und 71 MwStSystRL ordnen das auch nicht an. Eine 

gesetzliche Vermutung ist beispielsweise ausdrücklich in Art. 153 

Abs. 1 UZK oder § 17a USt-DV i.d.F. vom 01.01.2020 enthalten.138 

Der Auffassung von Schrömbges ist insbesondere unter Beachtung 

von § 292 S. 1 ZPO zuzustimmen. Entgegen seinem klaren Wort-

laut sehen die MwStSystRL und der UZK keine Vermutung für die 

Einfuhr vor. Folglich handelt es sich nicht um eine gesetzliche Ver-

mutung. 

Entsprechend Bender`s Überzeugung von der gesetzlichen Vermu-

tung nimmt er eine Beweislastumkehr an. Demnach muss die Zoll-

verwaltung nur den zollrechtlichen Pflichtverstoß beweisen, 

                                            
133 Vgl. Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 27.02.2019 – C-26/18, 
Rn. 53. 
134 EuGH, Urt. v. 10.07.2019 – C-26/18, Rn. 48. 
135 Vgl. ebd., Rn. 44. 
136 Vgl. Gerichtshof, Schlussanträge des Generalanwalts v. 27.02.2019 – C-26/18, 
Rn. 57. 
137 Vgl. Bender, Tobias, AW-Prax 04/2019, S. 157. 
138 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 2.5.4; 
vgl. Schrömbges, MwStR 2019, S. 670. 
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aufgrund dessen der Eingang in den Wirtschaftskreislauf angenom-

men wird. Der Steuerpflichtige kann dies durch den Beweis des Ge-

genteils gem. § 292 S. 1 ZPO widerlegen, bloße Zweifel reichen 

nicht aus. Damit ändert sich die objektive Beweislast.139 Diesem 

Verständnis widerspricht Schrömbges, denn seiner Meinung nach 

liegt keine gesetzliche Vermutung vor und somit muss der Eingang 

in den Wirtschaftskreislauf als Steuertatbestand vom HZA nach 

§ 88 Abs. 1 AO ermittelt werden.140 

Da es sich auch meiner Ansicht nach nicht um eine gesetzliche Ver-

mutung handelt, ist keine Beweislastumkehr gegeben und § 88 AO 

gilt.  

 

Überwiegend wird die Vermutung als tatsächliche Vermutung ver-

standen, die dem Anscheinsbeweis (Prima-facie-Beweis) zugerech-

net wird.141 In diesem Sinne führt Schoenfeld dazu aus, dass bei 

dem zollrechtlichen Fehlverhalten der Entziehung aus der zollamtli-

chen Überwachung bzw. des vorschriftswidrigen Verbringens in das 

Zollgebiet der Union, ein typisierender Erfahrungssatz besteht. 

Nach diesem ist davon auszugehen, dass die Ware in den Wirt-

schaftskreislauf der Union gelangt ist.142 Somit wird von einer be-

wiesenen Tatsache, hier dem zollrechtlichen Pflichtverstoß, auf 

eine nicht bewiesene Tatsache, hier dem Vorliegen des Einfuhrum-

satzes, geschlossen.143 Diese tatsächliche Vermutung kann durch 

den Nachweis eines anderen, atypischen Verlaufs widerlegt wer-

den.144 Dazu betont Schrömbges, dass die tatsächliche Vermutung 

als Beweisanzeichen nicht zu einer Beweislastumkehr führt. Das 

heißt, das HZA muss grundsätzlich gem. § 88 AO den Sachverhalt 

ermitteln, denn es hat die objektive Beweislast für steuerbegrün-

dende und -erhöhende Tatsachen. Dabei muss es den Steuertatbe-

stand und -anspruch feststellen, was in der Regel anhand von Do-

kumenten möglich ist. Kann der Sachverhalt jedoch nicht ermittelt 

werden, hilft der Anscheinsbeweis. Dem Steuerpflichtigen kommt 

dann eine erhöhte Mitwirkungsverpflichtung zu, um Zweifel in Bezug 

auf das Vorliegen eines Einfuhrumsatzes bei der Behörde bzw. 

beim Gericht zu wecken und somit die Vermutung zu widerlegen.145 

                                            
139 Vgl. Bender, AW-Prax, Service-Guide 2022, S. 33; vgl. Bender, Tobias, AW-
Prax 04/2019, S. 158; vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatz-
steuer, Kap. 3, III., 2.5.1, 2.5.4. 
140 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 2.5.1. 
141 Vgl. ebd., Kap. 3, III., Nr. 2.5.3. 
142 Vgl. Schoenfeld, ZfZ 2019, S. 235. 
143 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 2.5.3. 
144 Vgl. Schoenfeld, ZfZ 2019, S. 235. 
145 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 2.5.1, 
2.5.3; vgl. Schrömbges, ZfZ 2019, S. 264, 265; vgl. Schrömbges, MwStR 2019, S. 
670, 671. 
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Der Beweis des Gegenteils ist dabei nicht notwendig, da es keine 

gesetzliche Vermutung ist.146 

Diese Auffassung der tatsächlichen Vermutung im Sinne eines typi-

sierenden Sachverhalts ist überzeugend. Das zeigt auch die For-

mulierung des EuGH „grundsätzlich [ist] anzunehmen“147. Der 

EuGH trifft in seinen Urteilen keine Regelung zum Beweisrecht, 

denn es handelt sich dabei um nationales Recht. Dementsprechend 

gilt in Deutschland § 88 Abs. 1 AO, der insbesondere regelt, dass 

das HZA alle, auch die für den Beteiligten günstigen Umstände, zu 

berücksichtigen hat.148 Insofern ist die Ansicht von Schrömbges 

schlüssig und überzeugend und entspricht meiner Auffassung. So 

hat auch im Fall FedEX das HZA den Verkauf der Waren in Grie-

chenland ermittelt.149 

Dementgegen ist Weymüller der Überzeugung, dass das HZA auf-

grund der tatsächlichen Vermutung lediglich den zollrechtlichen 

Pflichtverstoß nachweisen muss und den Beteiligten dann die Fest-

stellungslast für die Widerlegung der Vermutung trifft. Dies begrün-

det er u.a. mit der Beweisnähe des Beteiligten.150 Diese Auffassung 

beanstandet Schrömbges erneut unter Verweis auf § 88 Abs. 1 AO 

und führt aus, dass die Beweisnähe rechtlich keine Rolle spielt. 

Schließlich ist der Verkauf einer Ware objektiv feststellbar und die 

Zollverwaltung kann deren Verbleib meist sogar besser ermitteln.151 

Dabei ähnelt Weymüller`s Ansicht zum Beweisrecht der von Bender 

und damit einer Beweislastumkehr. Diese kann aber aufgrund der 

tatsächlichen Vermutung ausgeschlossen werden.152 

 

Klar ist jetzt, dass nur noch auf eine widerlegbare Vermutung und 

nicht mehr auf eine konkrete Gefahr abgestellt werden kann, wenn 

der Sachverhalt nicht ermittelbar ist. Dennoch weisen beide Modelle 

inhaltliche Parallelen auf. Nach meiner Begriffsbestimmung153 liegt 

eine konkrete Gefahr nicht schon bei einer bloßen Vermutung auf-

grund einer zollrechtlichen Pflichtverletzung vor, sondern erst bei 

einer Vermutung, die nicht widerlegt werden kann.154 Neben der 

Vermutung sind also weitere Anhaltspunkte für einen Eingang in 

den Wirtschaftskreislauf notwendig, z.B. die gegen eine Widerle-

gung sprechen. Wird zunächst eine Vermutung aufgestellt und 

diese dann widerlegt, bestand letztlich nie eine konkrete Gefahr.155 

                                            
146 Vgl. Doukoff, SVR 2015, S. 252. 
147 EuGH, Urt. v. 10.07.2019 – C-26/18, Rn. 45, 46. 
148 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 2.5.2. 
149 Vgl. ebd. 
150 Vgl. Weymüller, jurisPR-SteuerR 43/2019 Anm. 6, C., IV. 
151 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 2.5.2. 
152 Vgl. Doukoff, SVR 2015, S. 252. 
153 Siehe S. 11. 
154 Siehe a. A. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, 
III., 2.5.3. 
155 Siehe auch Weymüller, jurisPR-SteuerR 43/2019 Anm. 6, C., III. 
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Wird aber eine Vermutung aufgestellt und eine Widerlegung ist nicht 

möglich, besteht eine konkrete Gefahr. In der Theorie führen somit 

beide Modelle zum gleichen Ergebnis für die EUSt. In der Praxis ist 

die Umsetzung des Modells der konkreten Gefahr jedoch schwierig 

und es ist die widerlegbare Vermutung zu bevorzugen, da sie einfa-

cher anzuwenden ist und klarere Verhältnisse schafft. Schließlich 

wird demnach bei der Nichtaufklärung eines Sachverhalts die Ent-

stehung der EUSt aufgrund eines zollrechtlichen Verstoßes vermu-

tet und bei fehlender Widerlegung wird die EUSt erhoben. Demge-

genüber ist für die konkrete Gefahr der bloße Pflichtverstoß nicht 

ausreichend und weitere Anhaltspunkte sind notwendig, damit der 

Eingang in den Wirtschaftskreislauf ernsthaft zu befürchten ist. Die 

Zollbehörden müssten demnach mit weiteren Hinweisen die kon-

krete Gefahr belegen, was oftmals schwierig und auch aufwändig 

sein kann. In diesem Sinne erleichtert die Vermutung die Erhebung 

der EUSt und sichert das Steueraufkommen. Insofern verhindert sie 

auch die Umgehung der Verbrauchsteuer, was unter dem Aspekt 

des Verschuldens der Pflichtverletzung auch fair ist. Der EuGH legt 

ausdrücklich die widerlegbare Vermutung als einzig anwendbares 

Modell fest, die letztlich aber auch wieder eine Art Gefahr beinhal-

tet156. 

 

Schlussendlich hat das FedEx-Urteil eine sehr große Bedeutung, 

denn mit der Bezeichnung als widerlegbare Vermutung wird eine 

allgemeine Formel für die EUSt bei einer Einfuhr unter zollrechtli-

cher Pflichtverletzung aufgestellt. Diese schafft insbesondere Klar-

heit für die Fälle nach Art. 202 und 203 ZK. Bei einer Zollschuldent-

stehung nach Art. 204 ZK unterliegen die Waren weiterhin der zoll-

amtlichen Überwachung und somit kann eine Integration in den 

Wirtschaftskreislauf ausgeschlossen werden.157 Dies deckt sich 

auch mit Art. 71 MwStSystRL. 

Abschließend formuliert Schrömbges ein passendes Fazit zum Fe-

dEx-Urteil: „Die Formel: Wenn Zoll, dann auch Einfuhrumsatz-

steuer, ist nun aber definitiv Vergangenheit.“158 

 

 

3.4 Ergebnis: Entkopplung Zoll und EUSt 

Entsprechend der Neudefinition der Einfuhr wird auch bei einer Ein-

fuhr unter zollrechtlicher Pflichtverletzung maßgeblich auf das Tat-

bestandsmerkmal der „Integration in den Wirtschaftskreislauf“ ab-

gestellt. Dementsprechend sind Steuertatbestand und 

                                            
156 Siehe auch Schrömbges, ZfZ 2019, S. 258. 
157 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 3.4.3. 
158 Schrömbges, MwStR 2019, S. 671. 
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Steueranspruch gesondert zur Zollschuldentstehung zu prüfen.159 

Die beiden Abgaben entstehen unabhängig voneinander. In diesem 

Sinne ist die Entstehung der EUSt grundsätzlich von der Zollschul-

dentstehung entkoppelt. Jedoch lösen das vorschriftswidrige Ver-

bringen und der Entzug aus der zollamtlichen Überwachung eine 

widerlegbare Vermutung des Eingangs in den Wirtschaftskreislauf 

aus.160 In diesen Fällen liegt also doch wieder eine Kopplung von 

Zoll und EUSt vor. Diese kann allerdings widerlegt werden. Mithin 

kann von einer teilweisen Entkopplung von Zoll und EUSt gespro-

chen werden. 

 

 

4. Bedeutung für das EuGH-Urteil vom 08.09.22 

(C-368/21) 

Es stellt sich somit die Frage, inwiefern sich die neuen Erkenntnisse 

der EuGH-Rechtsprechung auf das Urteil vom 08.09.22 ausgewirkt 

haben. 

 

 

4.1  Urteil als Ergebnis der bisherigen Rechtspre-

chung 

Der bereits dargestellte Sachverhalt161 zum Urteil wurde durch eine 

Zollkontrolle am 28.03.2019 aufgedeckt.162 Daraufhin erließ das 

HZA am 13.05.2019 einen Einfuhrabgabenbescheid, um Zoll gem. 

Art. 87 Abs. 4 UZK, aufgrund des vorschriftwidrigen Verbringens 

nach Art. 79 Abs. 1 Buchst. a UZK, und EUSt gem. § 21 Abs. 2 

UStG zu erheben.163 Nachdem der von R.T. eingelegte Einspruch 

zurückgewiesen worden war, erhob er Klage beim FG Hamburg und 

beschloss später nur die Erhebung der EUSt anzufechten.164 

Daraufhin richtete das FG Hamburg seine Vorlagefrage165 an den 

EuGH, weil es unter Heranziehung der bisherigen EuGH-Urteile zu 

keinem schlüssigen Ergebnis für den Ort der Einfuhr kam. Die im 

Eurogate/DHL-, Wallenborn- und FedEx-Urteil aufgestellte wider-

legbare Vermutung bezog sich auf Gegenstände, die transportiert 

worden waren. Diese Rechtsprechung interpretierte das FG Ham-

burg in Übereinstimmung mit verschiedenen deutschen Fachgerich-

ten so, dass ein als Transportmittel eingesetztes Fahrzeug in dem 

Mitgliedstaat, wo es erstmals verwendet wird, in den 

                                            
159 Vgl. Schrömbges/Lux/Hannl, AW-Prax 09/2016, S. 330. 
160 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 3.4.2. 
161 Siehe S. 1. 
162 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 11. 
163 Vgl. ebd., Rn. 12; vgl. Ojak, UR 2022, S. 746. 
164 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 13. 
165 Siehe S. 1. 
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Wirtschaftskreislauf der Union eingeht.166 Damit wäre Bulgarien der 

Ort der Einfuhr.167 Jedoch stand dies im Widerspruch zum Urteil 

vom 03.03.2021168, wo entschieden wurde, dass das Fahrzeug tat-

sächlich erst im Wohnsitzmitgliedstaat benutzt worden war.169 Da-

nach wäre Deutschland der Ort der Einfuhr. Folglich wandte sich 

das FG Hamburg mit dieser Frage an den EuGH. 

 

In seinem Urteil verweist der Gerichtshof zunächst auf die von ihm 

aufgestellte widerlegbare Vermutung und führt den Fall FedEx als 

Beispiel an.170 Außerdem nimmt er Bezug auf sein Urteil vom 

03.03.2021, dem ein hier ähnlicher Sachverhalt zu Grunde lag.171 

Dabei ging es um einen Pkw, der mit amtlichem türkischen Kenn-

zeichen aus der Türkei über Bulgarien vorschriftswidrig in das Zoll-

gebiet der Union mit Bestimmungsziel Deutschland verbracht 

wurde.172 Diesbezüglich hat der EuGH unter Anwendung der wider-

legbaren Vermutung entschieden, dass der Pkw als im Wohnsitz-

mitgliedstaat des Steuerpflichtigen in den Wirtschaftskreislauf inte-

griert anzusehen ist, wenn er in diesem Mitgliedstaat tatsächlich be-

nutzt worden war. Auch wenn das Fahrzeug körperlich in einem an-

deren Mitgliedstaat in das Zollgebiet der Union gelangt ist. Somit ist 

die EUSt im Wohnsitzmitgliedstaat entstanden.173 

Diese Entscheidung hat der EuGH entsprechend auf den vorliegen-

den Fall übertragen, denn es steht fest, dass R.T. seinen Wohnsitz 

in Deutschland hat und er den Pkw von März 2019 bis mindestens 

Oktober 2020 benutzte.174 Folglich ist davon auszugehen, dass der 

Pkw zwar in Bulgarien erstmalig benutzt wurde und dort zur Durch-

reise körperlich in das Zollgebiet der Union gelangt ist, jedoch in 

seinem Bestimmungsmitgliedstaat tatsächlich benutzt wurde. Das 

bedeutet, dass Fahrzeug ist in Deutschland in den Wirtschaftskreis-

lauf der Union eingetreten und somit erfolgte seine Einfuhr hier gem. 

Art. 30 und 60 MwStSystRL.175 

Die von dem FG Hamburg dargelegte Interpretation zur widerlegba-

ren Vermutung verneint der EuGH, indem er unter Verweis auf das 

FedEx-Urteil ausführt: Zunächst kann der Eingang in den Wirt-

schaftskreislauf der Union in Bulgarien vermutet werden, da der 

Pkw dort erstmalig benutzt wurde und das seinem „Verbrauch“ 

gleichkomme bzw. zumindest ein Zwischenstadium dazu 

                                            
166 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 17. 
167 Vgl. ebd., Rn. 18. 
168 Vgl. EuGH, Urt. v. 03.03.2021 – C-7/20. 
169 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 19. 
170 Vgl. ebd., Rn. 26-28. 
171 Vgl. ebd., Rn. 29. 
172 Vgl. EuGH, Urt. v. 03.03.2021 – C-7/20, Rn. 13, 14. 
173 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 29. 
174 Vgl. ebd., Rn. 11, 30. 
175 Vgl. ebd., Rn. 31. 
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darstellt.176 Diese Vermutung kann jedoch widerlegt werden, wenn 

der Gegenstand in einem anderen Mitgliedstaat „zum Verbrauch be-

stimmt“ war und somit dort in den Wirtschaftskreislauf der Union ge-

langt ist.177 Dementsprechend ist das Fahrzeug, das nicht „ver-

braucht“ werden kann, im Wohnsitzmitgliedstaat in den Wirtschafts-

kreislauf der Union eingetreten, weil es hier tatsächlich und dauer-

haft genutzt wurde. Die Nutzung des Fahrzeugs in Bulgarien diente 

lediglich dazu, es in den Mitgliedstaat seiner endgültigen Bestim-

mung zu bringen. Dabei kann der Wohnort des Nutzers ein Anhalts-

punkt für eine tatsächliche und dauerhafte Nutzung sein.178  

Abschließend beantwortet der EuGH die Vorlagefrage damit, dass 

Art. 30 und 60 MwStSystRL dahin auszulegen sind, dass der um-

satzsteuerrechtliche Ort der Einfuhr unter den gegebenen Umstän-

den in dem Mitgliedstaat liegt, in dem derjenige, der die zollrechtli-

che Pflichtverletzung begangen hat, ansässig ist und den Pkw tat-

sächlich nutzt.179 Folglich ist die EUSt hier in Deutschland entstan-

den. 

 

 

4.2  Anmerkungen 

4.2.1 Bedeutung 

Mit dem Urteil wird deutlich, dass der EuGH seine bisherige Recht-

sprechung konsequent fortsetzt. Dementsprechend wird auch im 

vorliegenden Sachverhalt für die Entstehung der EUSt maßgeblich 

auf den Eingang in den Wirtschaftskreislauf abgestellt. Dabei finden 

vor allem die Erkenntnisse aus dem FedEx-Urteil Anwendung, die 

auch schon entscheidend im Urteil vom 03.03.2021 waren. Dieses 

wird hier auch herangezogen, da ein ähnlicher Sachverhalt geregelt 

wurde. 

Im Hinblick auf das Urteil vom 03.03.2021 ist die Erforderlichkeit des 

Vorabentscheidungsersuchens vom FG Hamburg zu kritisieren. Da-

bei ist unklar, warum es die Rechtsprechung u.a. des FedEx-Urteils 

so auslegt, dass für ein Transportmittel die erstmalige tatsächliche 

Verwendung für den Eingang in den Wirtschaftskreislauf entschei-

dend ist.180 Schließlich wurde schon im FedEx-Urteil maßgeblich auf 

den Mitgliedstaat der endgültigen Bestimmung abgestellt.181 Die Dif-

ferenzierung des Finanzgerichtes, dass diese Entscheidung für Ge-

genstände ergangen ist, die transportiert wurden, ändert daran 

nichts.182 Bei diesen Gegenständen fallen der erstmalige und oft 

                                            
176 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 32. 
177 Vgl. ebd., Rn. 33. 
178 Vgl. ebd., Rn. 34. 
179 Vgl. ebd., Rn. 35. 
180 Vgl. ebd., Rn. 17. 
181 Vgl. EuGH, Urt. v. 10.07.2019 – C-26/18, Rn. 48, 53. 
182 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 17. 
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einmalige Verbrauch und der Bestimmungsmitgliedstaat zusam-

men. Das FG hat die Entscheidung des EuGH dahingehend falsch 

interpretiert, dass der erstmalige Verbrauch bzw. Verwendung das 

entscheidende Kriterium ist. Demnach ist bei einer langjährigen Nut-

zung auf die erstmalige Verwendung abzustellen. Jedoch ist auch 

hier der Bestimmungsmitgliedstaat, wo die Ware dauerhaft genutzt 

wird, ausschlaggebend.183 Das erschließt sich auch aus dem Zweck 

der EUSt, die letztlich den Verbrauch besteuern soll und damit Aus-

wirkungen auf den Wirtschaftskreislauf voraussetzt. Bei einer blo-

ßen Durchreise eines PKWs, liegen keine bzw. kaum Auswirkungen 

auf den Wirtschaftskreislauf des Mitgliedstaates vor. Das Fahrzeug 

beeinflusst erst maßgeblich den Wirtschaftskreislauf des Mitglied-

staates, wo es auch tatsächlich und dauerhaft benutzt wird. Dem-

entsprechend befindet sich hier die umsatzsteuerrechtliche Einfuhr. 

Zu dieser Entscheidung hätte das FG Hamburg unter konsequenter 

Anwendung des FedEx-Urteils und des Urteils vom 03.03.2021 

selbst kommen können. Dabei ist die Formel der widerlegbaren Ver-

mutung eine geeignete Leitlinie, wo letztlich auf den Mitgliedstaat 

der endgültigen Bestimmung abgestellt wird.  

Ebenso stellt Sterzinger die Notwendigkeit der erneuten Vorlage 

des FG Hamburgs hinsichtlich des Urteils vom 03.03.2021 in 

Frage184 und auch Vobbe kann die Bedenken, dass das Fahrzeug 

schon in Bulgarien als Transportmittel genutzt wurde, nicht nach-

vollziehen185. 

 

Folglich werden mit dem Urteil inhaltlich wenig neue Erkenntnisse 

gewonnen. Jedoch erläutert der EuGH nochmal ausführlich, wie die 

Rechtsprechung in der FedEx-Entscheidung zu verstehen ist und 

wie sie dementsprechend auf ein Fahrzeug, das bei der Verbrin-

gung als Transportmittel genutzt wird, anzuwenden ist. Insofern ent-

wickelt der Gerichtshof seine Rechtsprechung weiter. Dabei wird 

nochmals die Entkopplung von Zoll und EUSt deutlich: Die Zoll-

schuld ist eigentlich in Bulgarien entstanden, aber gilt nur wegen 

Art. 87 Abs. 4 UZK als in Deutschland entstanden, während die 

EUSt in Deutschland entstanden ist.  

Schlussendlich ist vom EuGH noch ungeklärt, was die gesetzliche 

Grundlage für die Entstehung der EUSt in Deutschland ist. Denn 

gem. §§ 13, 21 Abs. 2 UStG knüpft die Steuerentstehung an die 

Zollschuldentstehung an, jedoch hat der EuGH nicht abschließend 

geklärt, ob Art. 87 Abs. 4 UZK für die EUSt anwendbar ist.186 

 

 

                                            
183 Vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2022 – C-368/21, Rn. 34. 
184 Vgl. Sterzinger, UStB 2022, S. 310. 
185 Vgl. Vobbe, MwStR 2022, S. 770. 
186 Vgl. ebd., S. 771. 
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4.2.2. Eignung der „Integration in den Wirtschaftskreis-

lauf“ 

Aufgrund des Urteils stellt sich die Frage, inwieweit sich das nach 

der neuen Rechtsprechung entwickelte Tatbestandsmerkmal „In-

tegration in den Wirtschaftskreislauf“ zur Bestimmung der Ein-

fuhrumsatzsteuerentstehung eignet.  

Rüsken hatte von Anfang an diese ungeschriebene Voraussetzung 

kritisiert, da sie sehr unbestimmt ist und somit auch die Einfuhrum-

satzsteuerentstehung nicht ausreichend konkretisiert. Seine An-

sicht hatte sich durch das ähnliche Urteil vom 03.03.2021 bestätigt, 

weil das Fahrzeug bereits in anderen Mitgliedstaaten benutzt wor-

den war, aber die EUSt dennoch erst in Deutschland entstanden 

war.187 Rüsken ist dahingehend zuzustimmen, dass zu Beginn der 

Einführung des Tatbestandsmerkmals viele Unklarheiten herrsch-

ten. Denn der EuGH hatte nicht weiter konkretisiert, wann die Vo-

raussetzung bei einem zollrechtlichen Pflichtverstoß nun vorlag. 

Der Gerichtshof wollte sich zwar vom Automatismus zwischen Zoll 

und EUSt abwenden, aber legte doch keine konsequenten Kriterien 

fest, wann die Ware in den Wirtschaftskreislauf eingetreten war. So 

ist es nicht überraschend, dass die deutschen Gerichte erstmal wei-

terhin dem Automatismus folgten. Jedoch ist seit dem FedEx-Urteil 

klar, wann die EUSt entsteht. Dabei ist die widerlegbare Vermutung 

eine geeignete Formel, um das Vorliegen des Eingangs in den Wirt-

schaftskreislauf zu bestimmen. Das zeigt auch das vorliegende Ur-

teil, wo die widerlegbare Vermutung konsequent angewandt wurde. 

Spätestens jetzt sollte klar sein, dass es letztlich auf den Mitglied-

staat der endgültigen Bestimmung ankommt und damit die restli-

chen Zweifel beseitigt sein. Insofern ist Rüsken zu widersprechen. 

  

Meiner Ansicht folgend sieht auch Ojak in dem Urteil keine neue 

Regelung für die EUSt. Insbesondere spricht sich der EuGH für eine 

einheitliche Beurteilung bei der Entstehung der EUSt aus, auch un-

abhängig davon, welche Art von Gütern vorliegt. Zudem betont O-

jak, dass die Entscheidung keine Einführung des Wohnsitzprinzips 

bedeutet. Für den EuGH stellt der Wohnsitz lediglich den wahr-

scheinlichsten Ort der tatsächlichen Nutzung dar und insoweit kann 

er als Anhaltspunkt für die Feststellung des Bestimmungsmitglied-

staats dienen. Das stellt er auch ausdrücklich in seinem Urteil 

klar.188 Dies ist auch hinsichtlich des FedEx-Urteils eine logische 

und hilfreiche Schlussfolgerung. 

Allerdings kann die vom EuGH hier vorgenommen Unterscheidung 

zwischen der „erstmaligen“ und „tatsächlichen“ Benutzung bemän-

gelt werden, da sie zu Missverständnissen führen kann. Stattdessen 

                                            
187 Vgl. Rüsken, ZfZ 2021, S. 191. 
188 Vgl. Ojak, UR 2022, S. 746. 
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schlägt Ojak vor, im Bestimmungsmitgliedstaat von einem „tatsäch-

lichen Verbrauch“ zu sprechen.189 Diese Alternative ist aber nicht 

überzeugend, da ein Fahrzeug nicht im eigentlichen Sinne ver-

braucht wird, wie es auch der EuGH festgestellt hat. Anstelle davon 

sollte stets von einer „dauerhaften Nutzung“ im Bestimmungsmit-

gliedstaat die Rede sein. Zum Schluss des Urteils verbindet der Ge-

richtshof auch die tatsächliche mit der dauerhaften Nutzung, die vor-

hergehenden Ausführungen können dennoch missverstanden wer-

den. 

 

Im Ergebnis zeigt das Urteil, dass sich die „Integration in den Wirt-

schaftskreislauf“ als Tatbestandsmerkmal für die Entstehung der 

EUSt eignet, da die widerlegbare Vermutung das Vorliegen der Vo-

raussetzung einheitlich regelt. Selbstverständlich wird es weiterhin 

Sonderfälle geben, die einer Entscheidung des EuGH bedürfen. Im 

Hinblick darauf besteht auch das Risiko der Doppelbesteuerung, 

wenn zwei Mitgliedstaaten unterschiedlicher Auffassung sind. 

 

 

5. Fazit 

Nach einem neu entwickelten Verständnis des Einfuhrumsatzsteu-

errechts vom EuGH steht nun fest: Die Neudefinition der umsatz-

steuerrechtlichen Einfuhr gilt für jede Art der Einfuhr, das heißt für 

die Einfuhr durch Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr o-

der durch zollrechtliches Fehlverhalten.  

Dieser neuen Rechtsauffassung folgend müssen für eine „Einfuhr 

im Inland“ gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG zwei Tatbestandsmerkmale 

erfüllt sein. Die bloße körperliche Verbringung in das Inland ist nicht 

mehr ausreichend. Zusätzlich muss die Ware insbesondere in den 

Wirtschaftskreislauf der Union integriert wurden sein. Dieses neu 

entwickelte, ungeschriebene Tatbestandsmerkmal begründet der 

Gerichtshof mit dem Zweck der EUSt als Verbrauchsteuer. 

Bei einer Einfuhr durch Überführung in den zollrechtlich freien Ver-

kehr gelangt die Ware zugleich in den Wirtschaftskreislauf der 

Union. Somit liegt bei dieser regulären zollrechtlichen Einfuhr stets 

eine umsatzsteuerrechtliche Einfuhr vor. Die Zollschuld und Ein-

fuhrumsatzsteuerschuld entstehen zeitgleich und können gemein-

sam erhoben werden. Insofern bleibt es bei einer Kopplung von Zoll 

und EUSt. 

Wenn eine Einfuhr durch zollrechtliches Fehlverhalten vorliegt, 

muss gesondert geprüft werden, ob die Voraussetzungen für das 

Entstehen der EUSt vorliegen. Es wird jedoch bei einem vorschrifts-

widrigen Verbringen oder Entzug aus der zollamtlichen 

                                            
189 Vgl. Ojak, UR 2022, S. 746. 
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Überwachung widerleglich vermutet, dass die Ware im Mitgliedstaat 

der Zollschuldentstehung auch in den Wirtschaftskreislauf eingetre-

ten ist.190 Dies kann widerlegt werden durch den Nachweis des tat-

sächlichen Eingangs in den Wirtschaftskreislauf des Bestimmungs-

mitgliedstaats. Insoweit kann man von einer teilweisen Entkopplung 

von Zoll und EUSt reden. 

Dementsprechend hat der EuGH im Urteil vom 08.09.2021 ent-

schieden, dass die umsatzsteuerrechtliche Einfuhr für das Fahr-

zeug in Deutschland vorlag. Zwar hat das vorschriftswidrige Ver-

bringen und die erstmalige Benutzung zunächst die Vermutung des 

Eingangs in den Wirtschaftskreislauf in Bulgarien ausgelöst. Aller-

dings konnte diese widerlegt werden, durch die dauerhafte Nutzung 

des Fahrzeugs im Wohnsitzmitgliedstaat und damit dessen Eingang 

in den Wirtschaftskreislauf in Deutschland. Mithin war die deutsche 

Zollbehörde für die Erhebung der EUSt zuständig.  

 

Folglich hat der EuGH im Einfuhrumsatzsteuerrecht einen neuen 

Weg eingeschlagen: Der Automatismus zwischen Zoll und EUSt ge-

hört der Vergangenheit an. Schließlich muss nun stets eine umsatz-

steuerrechtliche Einfuhr für die Entstehung der EUSt vorliegen. 

Im Hinblick darauf werden in Zukunft weitere Urteile des EuGH zur 

Klärung von Sonderfällen bei der Anwendung der widerlegbaren 

Vermutung nötig sein. 

 

                                            
190 Vgl. Schrömbges in: Lux/Schrömbges, Zoll und Umsatzsteuer, Kap. 3, III., 3.4.2. 
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